
n Das österreichische Forschungsfinanzierungsgesetz: 
die rechtliche Institutionalisierung und Konsolidierung 

der Forschungsfinanzierungsstrukturen des Bundes 

n Ein neues Betriebssystem für die 
österreichische Forschungsförderung

Werkstattbericht: die Einführung mehrjähriger 
Finanzierungsvereinbarungen am Beispiel der 

Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft

n Leistungsfähigkeit durch Eigenverantwortung – 
Auf dem Weg zu mehr strategischer Steuerung durch 

Ministerien und mehr operativer Autonomie für Agenturen

n Strukturen und Governance öffentlicher Finanzierung der 
außeruniversitären Forschungsorganisationen in Deutschland

n Die Leibniz-Gemeinschaft im Pakt für 
Forschung und Innovation

n Forschungsfinanzierung im Kontext der 
föderalen Struktur der Schweiz

15. Jahrgang 
ISSN 1868 - 1654 

www.universitaetsverlagwebler.de

Governancestrukturen öffentlicher 
Forschungsfinanzierung im Vergleich

1+2

UVW UniversitätsVerlagWebler

2022

Forschung
Politik - Strategie - Management

Fo



1+2  2022

Forschung
Politik - Strategie - Management

15. Jahrgang 
ISSN 1860 - 3068 Fo

Einführung des geschäftsführenden
Herausgebers

Se i t e nb l i ck   
au f  d i e  S chwes te r ze i t s ch r i f t en

IV
Hauptbeiträge der aktuellen Hefte 
HSW, HM, P-OE, ZBS & QiW

1Von Rupert Pichler

54

René Krempkow
Wissenschaft als teures Hobby – eine Rezension zum
Buch #IchBinHanna von Amrei Bahr, Kristin Eichhorn
& Sebastian Kubon

34

Rainer Frietsch & Susanne Bührer
Strukturen und Governance öffentlicher Finanzierung
der außeruniversitären Forschungsorganisationen in
Deutschland

28

Peter Kaufmann & Mario Steyer 
Leistungsfähigkeit durch Eigenverantwortung – Auf dem
Weg zu mehr strategischer Steuerung durch Ministerien
und mehr operativer Autonomie für Agenturen

R e z e n s i o n

Anregungen  f ü r  d i e  P rax i s /
E r f ah rungs b e r i ch te

E ntw i ck lung ,  S t ra teg i e  &  
po l i t i s che  Ges ta l tung

42

Jan Biesenbender & Bettina Böhm
Die Leibniz-Gemeinschaft im Pakt für Forschung 
und Innovation

12

Veronika Hopfgartner, Leonhard Jörg, 
Sabine Mayer & Rupert Pichler
Ein neues Betriebssystem für die österreichische 
Forschungsförderung
Werkstattbericht: die Einführung mehrjähriger 
Finanzierungsvereinbarungen am Beispiel der 
Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft

3

Rupert Pichler
Das österreichische Forschungsfinanzierungsgesetz: 
die rechtliche Institutionalisierung und Konsolidierung
der Forschungsfinanzierungsstrukturen des Bundes 

47

Klara Sekanina & Christoph Grolimund
Forschungsfinanzierung im Kontext der 
föderalen Struktur der Schweiz

E ntw ick lung ,  S t ra teg i e  &  
po l i t i s che  Ges ta l tung



Rupert Pichler geben in einem Werkstattbericht einen
umfassenden Einblick in das Innen- und Zusammenle-
ben von Ministerium und Agentur auf dem Weg zur ers -
ten Finanzierungsvereinbarung zwischen Klimaschutz-
ministerium und der Österreichischen Forschungsförde-
rungsgesellschaft (FFG). Dabei zeigt sich, dass derartige
Veränderungen nur mit einem professionellen Projekt -
management umsetzbar sind, um die vielfältigen Inte -
ressenlagen bearbeiten und Unwägbarkeiten bewältigen
zu können. Die Auflösung früherer, kleinteiliger und
kurzfristiger Beauftragungen zugunsten einer mehrjähri-
gen, globalen Vereinbarung bewirkte massive Verände-
rungen für die Rollen der Mitarbeiter:innen in Minis -
terium und FFG. Der damit ausgelöste Kulturwandel ge-
schieht nicht über Nacht, sondern stellt einen längerfris -
tigen Change-Prozess dar. Ein solcher Prozess ist mit
Chancen und Risiken verbunden. Als Chance wurde vor
allem gesehen, die strategische Position des Ministeri-
ums dadurch zu stärken, dass die gesamthafte, mehr-
jährige Übertragung seiner Finanzierung an die FFG
klare, wirkungsmächtige Zielvorgaben ermöglichen wür -
de, wogegen man sich bisher in den einzelnen Pro-
grammbeauftragungen verzettelt hatte und das Ministe-
rium daher mit vielen Stimmen sprach. Das Risiko be-
steht darin, dass die dafür erforderliche interne Zusam-
menarbeit von Organisationseinheiten und Personen (im
Ministerium wie in der FFG), die bisher recht unbehel-
ligt ihre Programme und Ausschreibungen verfolgten,
nicht funktionieren würde. Ein Schlüsselfaktor für die
Veränderung der Rollenverständnisse ist die genaue
Ausgestaltung der Aufgabenteilung zwischen Ministeri-
um und FFG in der Praxis. Die Reduktion wechselseitiger
Verflechtungen mag als Kontrollverlust und Verlust von
Sicherheiten empfunden werden. Klarheit von Rollen
und Verantwortung ist aber die Voraussetzung für einen
wirksamen und effizienten Einsatz institutioneller und fi-
nanzieller Ressourcen.

Im Beitrag von Peter Kaufmann und Mario Steyer geht es
um eine Evaluierung, die in den Diskussionen, die zum
FoFinaG und einem neuen Governancemodell führten,
eine nicht unwesentliche Rolle spielte. Die Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (AWS) und die FFG sind zwei zen-
trale Forschungsförderungseinrichtungen des Bundes im
Sinne des FoFinaG. Sie wurden 2002 bzw. 2004 durch
die Verschmelzung von jeweils vier Vorgängereinrichtun-
gen geschaffen. Durch diese institutionellen Bereinigun-
gen sollten die organisatorische Effizienz erhöht und kri-

Die Forschungspolitik verfügt in Form von Geld über ein
einfaches und effektives Instrument. Die Finanzierung
von Forschungspersonal, -einrichtungen und -infrastruk-
tur ist zugleich die bedeutendste staatliche Interventi-
onsmöglichkeit, da sich Forschung einem anordnenden
Zugang weitgehend entzieht. Die konkrete Ausgestal-
tung öffentlicher Forschungsfinanzierungssysteme kann
deren Effizienz, aber auch Effektivität bestimmen. Weil
die ausreichende Finanzierung von Forschung so wichtig
ist, fokussiert sich die politische Debatte häufig nur auf
die Höhe finanzieller Mittel und den Zweck, für den
diese eingesetzt werden sollen. Die Art und Weise, in
der die Finanzierung den jeweiligen Empfängern zur
Verfügung gestellt wird, tritt dagegen selten in den Vor-
dergrund, sofern sie nicht vermeintlich die Ursache
bürokratischer Hürden ist. Die Rechtsförmigkeit der öf-
fentlichen Verwaltung bewirkt aber mitunter eine starke
Regelgebundenheit dieser Rahmenbedingungen.
Im Jahr 2020 wurde in Österreich das sogenannte For-
schungsfinanzierungsgesetz (FoFinaG) beschlossen. Vor-
angegangen waren jahrelange Diskussionen über die
Zweckmäßigkeit und Zuverlässigkeit der Methoden, mit
denen die Forschungsfinanzierung auf Bundesebene er-
folgt. Aus Anlass dieses Beschlusses wirft das vorliegen-
de Heft einen vergleichenden Blick auf die öffentliche
Forschungsfinanzierung in Österreich, Deutschland und
der Schweiz, und die damit verbundenen Governanceef-
fekte auf die wissenschaftlichen Einrichtungen.
Der erste Beitrag von Rupert Pichler stellt Ziele, Aufbau
und intendierte Wirkungen des FoFinaG vor. Dieses Ge-
setz ist im Wesentlichen ein besonderes Haushaltsrecht
für die Forschung und führt damit für das zentrale Ele-
ment der Forschungspolitik – die Finanzierung – spezifi-
sche Rechtsgrundlagen ein, die die Finanzierungs- und
Planungssicherheit bedeutend erhöhen. Dies geschieht
durch gesetzlich garantierte Dreijahresbudgets der für
Forschung zuständigen Bundesministerien, die Definiti-
on sogenannter zentraler Forschungs- und Forschungs-
förderungseinrichtungen des Bundes, denen ein gesetz-
licher Finanzierungsanspruch eingeräumt wird, sowie
die Einführung von Leistungs- und Finanzierungsverein-
barungen mit diesen Einrichtungen als zentralem Finan-
zierungs- und Steuerungsinstrument. All das verringert
oder beseitigt die vormalige zeitliche und inhaltliche
Fragmentierung der Forschungsfinanzierung. Das FoFi-
naG leistet überdies eine wünschenswerte Verbindung
von Politik und Verwaltung. Zwar ist das FoFinaG über
weite Strecken ein Verwaltungsvereinfachungsgesetz.
Der gesetzlich verankerte dreijährige Entscheidungszy-
klus über Geld und Inhalte führt aber dazu, dass diese
Entscheidungen getroffen werden müssen, und zwar
von der Bunderegierung. Nichthandeln als Option schei-
det damit aus, womit die politische Sichtbarkeit und
Verbindlichkeit von Forschungsangelegenheiten ganz
wesentlich erhöht wird.

Die Einführung von Leistungs- und Finanzierungsverein-
barungen stellte sowohl für die zentralen Einrichtungen
als auch die zuständigen Ministerien, deren Verhältnis
zueinander durch die neuen Finanzierungsmodalitäten
stark verändert wurde, eine große Herausforderung dar.
Veronika Hopfgartner, Leonhard Jörg, Sabine Mayer und
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Einführung des geschäftsführenden Herausgebers Fo
tische Massen erreicht werden. Mehr als zehn Jahre nach
ihrer Gründung wurden AWS und FFG als Gesamtinstitu-
tionen erstmals umfassend evaluiert. Unter anderem
wurde untersucht, ob die mit diesen beiden Einrichtun-
gen bezweckte strukturelle Vereinfachung erreicht
wurde. Die strategische Unter- und operative Übersteue-
rung von AWS und FFG als einer der zentralen Befunde
ließ sich unter anderem auf die weiterhin fragmentierte
Finanzierungsstruktur zurückführen. Die Empfehlungen
wiesen daher stark in Richtung dessen, was mit dem Fo-
FinaG umgesetzt wurde. Kaufmann und Steyer beschrei-
ben in ihrem Artikel den Kontext, die Umsetzung und die
Schlüsse aus dieser Evaluierung. Es wird deutlich, dass
Organisationsstruktur, Unternehmenskultur, Positionie-
rung im Innovationssystem und das Steuerungsverständ-
nis der Ministerien eine komplexe Wechselwirkung ent-
falten. Für seine Empfehlungen arbeitete das Evaluie -
rungsteam mit Szenarien, die in die forschungspolitische
Entscheidungsfindung hineinwirkten.

In Deutschland und der Schweiz bestehen Systeme
mehrjähriger Forschungsfinanzierung schon seit Länge-
rem. Rainer Frietsch und Susanne Bührer geben in ihrem
Beitrag einen Überblick über das System der außeruni-
versitären Forschungsorganisationen und seine Finanzie-
rungsstrukturen, um dann Funktion und Wirkungsweise
des Pakts für Forschung und Innovation auf dieses Sys -
tem darzustellen. Interessanterweise bestand eine derar-
tige, zusammenfassende Analyse bisher nicht. Der Bei-
trag konzentriert sich auf die vier großen außeruniver-
sitären Forschungsgesellschaften bzw. -gemeinschaften
und bettet die Analyse der institutionellen Finanzierung
in den Kontext des internationalen Trends zu Projekt-
bzw. wettbewerbsorientierten Finanzierungen ein. Nach
einem Überblick über die Aufgaben von Max-Planck-
Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft, Helmholtz-Ge-
meinschaft und Leibniz-Gemeinschaft wird gezeigt, dass
der Pakt für Forschung und Innovation durch die alle Or-
ganisationen übergreifenden Zielsetzungen und die
damit verbundenen Monitoringerfordernisse eine er-
hebliche strukturierende Wirkung hat, die durch die in-
dividuellen Zielvereinbarungen nochmals verstärkt wird.
Die Verbindung institutioneller Finanzierung mit allge-
meinen forschungspolitischen Zielen ist im deutschen
Kontext ein Alleinstellungsmerkmal des Pakts, der als
„soft law“ mit positiven Anreizsetzungen diesen Prinzi-
pien gleichwohl zu hoher Akzeptanz verhilft. 

Im Detail zeigen Jan Biesenbender und Bettina Böhm
diese Governanceeffekte des Paktes für Forschung und
Innovation exemplarisch an der Leibniz-Gemeinschaft.

Hier wird besonders deutlich, dass langfristige, übergrei-
fende Finanzierungssysteme eine institutionelle Wirkung
entfalten. Der Pakt hat dazu beigetragen, aus einem ur-
sprünglich eher losen Verbund von fast 100 selbständi-
gen Forschungseinrichtungen eine Forschungsorganisa-
tion mit gemeinsamer Strategieentwicklung, Profilbil-
dung und Sichtbarkeit zu entwickeln. Dazu tragen insbe-
sondere die sogenannten Sondertatbestände (Leibniz-
Wettbewerb und strategische Erweiterungen) bei, in -
dem diese die Erreichung der Paktziele auf Gemein-
schaftsebene unterstützen.

Klara Sekanina und Christoph Grolimund beleuchten
schließlich das System der Finanzierung von Bildung,
Forschung und Innovation (BFI) in der Schweiz. Auch
hier ist der föderale Kontext ein prägendes Element,
gleichzeitig hat der Bund im Lauf der Entwicklung seine
Rolle als Geldgeber und Koordinator ausgebaut. Die
Schweiz verfügt über verfassungsrechtlich und bundes-
gesetzlich verankerte Finanzierungsmodalitäten, die ei-
nerseits zentralistisch angelegt sind, andererseits aber
in der Umsetzung den Prinzipien des Föderalismus und
der Subsidiarität folgen. Daher finanziert der Bund nur
ausnahmsweise direkt Forschungsträger (ETH-Bereich)
und gestaltet im Übrigen seine Forschungsfinanzierung
kompetitiv bottom-up. Dies geschieht im Wesentlichen
über nur zwei Förderungsorganisationen, den Schwei-
zerischen Nationalfonds und Innosuisse. Die strate-
gisch-inhaltliche und finanzielle Grundlage dafür bilden
die vierjährigen BFI-Botschaften, die wiederum auf
dem Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz ba-
sieren. Die Klarheit und die Verbindlichkeit dieses Ge-
setzes in Bezug auf Handlungsebenen, Akteure und
Maßnahmen ließ es bis zu einem gewissen Grad zum
Vorbild für Österreich werden, wo die rechtlichen und
politischen Rahmenbedingungen ebenfalls eher ein
„hard law“ erforderten.

Insgesamt machen die Beiträge deutlich, dass die öffent-
liche Finanzierung von Forschung ein komplexes und
sehr kontextabhängiges Unterfangen ist. Die Art und
Weise, wie dies geschieht, hat einen erheblichen Ein-
fluss auf das Verhalten von Akteuren der Forschung und
Forschungsförderung. Die Beiträge zeigen verschiedene
Ansätze der Forschungspolitik, diesen Einfluss konstruk-
tiv und produktiv zu gestalten. Dabei bleibt stets ein la-
tentes Spannungsverhältnis zwischen Steuerungsan-
spruch der Politik und Autonomie der Wissenschaft, das
laufend neu ausbalanciert werden muss.

Rupert Pichler

A n z e i g e n a n n a h m e  f ü r  d i e  Z e i t s c h r i f t  „ F o r s c h u n g ”  

Anzeigenpreise: auf Anfrage beim Verlag.

Format der Anzeige: JPeG- oder EPS-Format, mindestens 300dpi Auflösung

Kontakt:  UVW UniversitätsVerlagWebler - Der Fachverlag für Hochschulthemen

Bünder Straße 1-3 (Hofgebäude), 33613 Bielefeld, E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de

Seite 28

Seite 42

Seite 34

Seite 47


